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Text 

Benützung und Erhaltung der Gebäude; vorschriftswidrige Bauwerke 

§ 129. (1) Für die bewilligungsgemäße Benützung der Räume ist der Eigentümer (jeder 
Miteigentümer) des Bauwerkes verantwortlich. Im Falle der Benützung der Räume durch einen anderen 
geht die Haftung auf diesen über, wenn er vom Eigentümer über die bewilligte Benützungsart in Kenntnis 
gesetzt worden ist. Im Falle der Benützung von Räumen als Heim oder wie Unterkunftsräume in einem 
Heim haftet jedenfalls nur der Eigentümer. 

(2) Der Eigentümer (jeder Miteigentümer) hat dafür zu sorgen, dass die Bauwerke (Gärten, 
Hofanlagen, Einfriedungen u. dgl.) in gutem, der Baubewilligung und den Vorschriften dieser 
Bauordnung entsprechendem Zustand erhalten werden. Für Gebäude in Schutzzonen besteht darüber 
hinaus die Verpflichtung, das Gebäude, die dazugehörigen Anlagen und die baulichen Ziergegenstände in 
stilgerechtem Zustand und nach den Bestimmungen des Bebauungsplanes zu erhalten. 

(3) Den Vertretern der Behörde ist zur Ermöglichung der Aufsicht über den Bauzustand und der 
Überwachung der genauen Einhaltung der den Eigentümern (Miteigentümern) und etwaigen Benützern 
des Bauwerkes gesetzlich obliegenden Verpflichtungen der Zutritt zu allen Teilen eines bestehenden 
Bauwerkes zu jeder Tageszeit, bei Gefahr im Verzuge auch zur Nachtzeit zu gestatten; hiebei ist auf die 



 Landesrecht Wien 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 3 

in anderen Gesetzen enthaltenen Vorschriften und Verbote Bedacht zu nehmen. Der Eigentümer (jeder 
Miteigentümer), der Hausbesorger und die Benützer der Bauwerke sind verpflichtet, alle erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. 

(4) Die Behörde hat nötigenfalls die Behebung von Baugebrechen unter Gewährung einer 
angemessenen Frist anzuordnen. Sie ordnet die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen an und verfügt die 
aus öffentlichen Rücksichten notwendige Beseitigung von Baugebrechen entsprechend dem Stand der 
Technik im Zeitpunkt der Erteilung des Bauauftrages. Ist das Bauwerk aus öffentlichen Interessen, wie 
etwa solchen des Denkmalschutzes, entsprechend dem Stand der Technik im Zeitpunkt seiner Errichtung 
zu erhalten, ist es in den der Baubewilligung entsprechenden Zustand zu versetzen, sofern keine Gefahr 
für das Leben oder die Gesundheit von Menschen besteht. Aufträge sind an den Eigentümer (jeden 
Miteigentümer) des Bauwerkes zu richten; im Falle des Wohnungseigentums sind sie gegebenenfalls an 
den Wohnungseigentümer der betroffenen Nutzungseinheit zu richten. Die Räumung oder der Abbruch 
von Bauwerken oder Bauwerksteilen ist anzuordnen, wenn die Instandsetzung des Bauwerkes einer 
Substanzveränderung mindestens der Hälfte der vorhandenen Bausubstanz des Bauwerkes gleichkäme; 
eine solche Substanzveränderung ist jedenfalls dann gegeben, wenn mindestens die Hälfte der 
wesentlichen raumbildenden Elemente durch neue Bauteile ersetzt werden müsste. Die Räumung oder der 
Abbruch von Bauwerken oder Bauwerksteilen ist weiters auch dann anzuordnen, wenn durch die Art, die 
Vielfalt und das Ausmaß der bestehenden Baugebrechen sich die Bauwerke oder Bauwerksteile in einem 
solchen gefährlichen Bauzustand befinden, dass die Sicherheit der Bewohner und Benützer des Gebäudes 
bedroht ist und auch durch einfache Sicherungsmaßnahmen auf längere Zeit nicht hergestellt und 
gewährleistet werden kann. In allen Fällen steht dem Eigentümer (Miteigentümer) des Bauwerkes oder 
der Bauwerksteile die Möglichkeit offen, innerhalb der Erfüllungsfrist den der Baubewilligung und den 
Vorschriften dieses Gesetzes entsprechenden Zustand wiederherzustellen. Für Bauwerke oder 
Bauwerksteile in Schutzzonen hat die Behörde darüber hinaus die Behebung von Schäden aufzutragen, 
die das äußere Erscheinungsbild beeinträchtigen; im Zuge der Instandsetzung des Baukörpers eines 
Bauwerks oder Bauwerksteiles kann die Behörde dessen Ausgestaltung nach den 
Bebauungsbestimmungen gemäß § 5 Abs. 4 und § 7 Abs. 3 oder entsprechend dem § 85 Abs. 5 verfügen. 

(5) Der Eigentümer (jeder Miteigentümer) eines Bauwerkes ist verpflichtet, deren Bauzustand zu 
überwachen. Lässt dieser das Vorliegen eines Baugebrechens vermuten, hat er den Befund eines 
Sachverständigen einzuholen. Lassen sich Art und Umfang eines vermuteten Baugebrechens nicht durch 
bloßen Augenschein feststellen, ist er über Auftrag der Behörde verpflichtet, über das Vorliegen des 
vermuteten Baugebrechens und gegebenenfalls über dessen Art und Umfang den Befund eines 
Sachverständigen vorzulegen. Der dem Befund zugrunde gelegte Sachverhalt muß durch die Behörde 
überprüfbar sein. 

(6) Bei Gefahr im Verzuge kann die Behörde auch ohne Anhörung der Partei die erforderlichen 
Verfügungen und Sicherungsmaßnahmen auf Gefahr und Kosten des Eigentümers (jedes Miteigentümers) 
eines Bauwerkes anordnen und sofort vollstrecken lassen. 

(7) Wenn im Falle eines Notstandes die Rettung von Menschen nur von einem benachbarten 
Gebäude oder Grundstück aus möglich ist, ist jeder Eigentümer (Miteigentümer) und Benützer 
verpflichtet, das Betreten des Gebäudes oder Grundstückes und die Vornahme der notwendigen 
Veränderungen zu dulden. Bei Gefahr im Verzuge können die Verfügungen gleichfalls ohne Anhörung 
der Partei angeordnet und vollstreckt werden. Der hiemit verbundene Schaden ist wieder gutzumachen. 
Hiefür gelten sinngemäß die Bestimmungen des § 126. Wurden wegen Gefahr im Verzuge diese 
Maßnahmen von der Behörde selbst vorgenommen, ist die Gemeinde zur Wiedergutmachung des 
Schadens verpflichtet, unbeschadet ihres Anspruches auf Rückersatz durch den Verpflichteten. 

(8) Bei Gefahr im Verzuge ist jeder Baugewerbetreibende verpflichtet, der Behörde zum Zwecke der 
Behebung von Baugebrechen gegen angemessene Vergütung, jedoch ohne dass im Streitfall die 
Ausführung verzögert werden darf, die verlangte Unterstützung in seinem Fache zu gewähren. Nach 
Fertigstellung der Arbeiten hat der Magistrat die Höhe der Vergütung über Verlangen binnen einem 
Monat festzustellen und den festgesetzten Betrag zu bezahlen oder zu erlegen.  

(9) Freistehende Feuermauern und ebensolche Feuermauerteile sind, auch wenn sie nur 
vorübergehend ungedeckt bleiben, von außen zu verputzen. Die Behörde kann, wenn es die Rücksicht auf 
das örtliche Stadtbild erfordert, eine entsprechende Ausgestaltung sichtbarer Feuermauerteile verlangen. 
Werden aus welchem Anlass immer bisher verdeckte Feuermauerteile freigelegt, so kann der Eigentümer 
(jeder Miteigentümer) verhalten werden, mindestens einen glatten Verputz herzustellen. 

(10) Jede Abweichung von den Bauvorschriften einschließlich der Bebauungsvorschriften ist zu 
beheben. Ein vorschriftswidriges Bauwerk, für den eine nachträgliche Bewilligung nicht erwirkt oder eine 
Bauanzeige nicht rechtswirksam (§ 62 Abs. 6) erstattet wurde, ist zu beseitigen. Gegebenenfalls kann die 
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Behörde Aufträge erteilen; solche Aufträge müssen erteilt werden, wenn augenscheinlich eine Gefahr für 
das Leben oder die Gesundheit von Menschen besteht. Aufträge sind an den Eigentümer (jeden 
Miteigentümer) des Bauwerkes zu richten; im Falle des Wohnungseigentums sind sie gegebenenfalls an 
den Wohnungseigentümer der betroffenen Nutzungseinheit zu richten. In Schutzzonen sind überdies 
Abweichungen von den Bebauungsbestimmungen im Bebauungsplan, für die eine Baubewilligung weder 
nachgewiesen noch infolge des erinnerlichen Bestandes des Gebäudes vermutet werden kann, zu beheben 
und die Bauwerke und Bauwerksteile in stilgerechten und den Bebauungsbestimmungen entsprechenden 
Zustand zu versetzen. Lassen sich Art und Umfang von vermuteten Abweichungen von den 
Bauvorschriften nicht durch bloßen Augenschein feststellen, ist der Eigentümer (jeder Miteigentümer) 
eines Bauwerkes verpflichtet, über das Vorliegen der vermuteten Abweichungen und gegebenenfalls über 
deren Art und Umfang den Befund eines Sachverständigen vorzulegen. Der dem Befund zugrunde 
gelegte Sachverhalt muß durch die Behörde überprüfbar sein. 
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